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Zur Anwendungspraxis von
Freiheitsbeschränkungen und alternativen
Maßnahmen im Geltungsbereich des HeimAufG
Ausgewählte Studienergebnisse. Das KIRAS-Forschungsprojekt FRALTERNA1 untersuchte, wie
unter den Rahmenbedingungen des HeimAufG freiheitsbeschränkende Maßnahmen in unter-
schiedlichen Heimtypen zum Einsatz kommen, überprüft werden und durch schonendere Alter-
nativen reduziert werden können. Dieser Beitrag fasst ausgewählte Studienergebnisse zusammen.
Im Mittelpunkt stehen Faktoren, die einerseits das Ausmaß an Freiheitsbeschränkungen und an-
dererseits den Einsatz von Alternativen signifikant beeinflussen. Ergänzend werden Wissens- und
Schulungsbedarfe sowie abschließend Wirkungen des HeimAufG aufgezeigt.

Ziele und Methodik der Studie
Aktuelle Daten machen deutlich, dass eine
beachtliche Anzahl an Personen in Einrich-
tungen der Pflege und Betreuung bzw Un-
terstützung von Freiheitsbeschränkungen
betroffen ist. So wurden etwa 2021 von
den Einrichtungen im Geltungsbereich des
HeimAufG zu 23.230 Personen freiheitsbe-
schränkende Maßnahmen an die Vereine
für Bewohnervertretung gemeldet (eigene
Berechnung auf Basis der Meldedaten an
die Bewohnervertretung). Die Zahlen lassen
zugleich große Unterschiede zwischen den
Bundesländern, Regionen und Einrichtun-
gen erkennen. Sie verweisen darauf, dass
die österreichweit einheitlichen rechtlichen
Vorgaben auf unterschiedliche regionale
und institutionelle Strukturen und Kultu-
ren stoßen. Von ihnen hängen die Anwen-
dungspraxis von Freiheitsbeschränkungen
sowie eine nachhaltige Förderung von
schonenderen Alternativen entscheidend
ab. Wissenschaftliche Studien über das
Ein- und Zusammenwirken unterschiedli-
cher Faktoren, deren Effekte auf den Ein-
satz von Freiheitsbeschränkungen sowie
die Auswirkungen auf die Lebenssituation
der betreuten Personen lagen allerdings bis-
lang für Österreich nur ungenügend vor.

Die vom Institut für angewandte
Rechts- und Kriminalsoziologie (IRKS/
Universität Innsbruck) durchgeführte
KIRAS-Studie FRALTERNA griff dieses
Forschungsdesiderat auf und erkundete,
wie unter den spezifischen Rahmenbedin-
gungen des HeimAufG Freiheitsbeschrän-
kungen in unterschiedlichen Heimtypen
im alten und neuen Geltungsbereich des Ge-
setzes zum Einsatz kommen und im Pflege-
und Unterstützungsalltag durch schonen-
dere Alternativen reduziert werden können.
Darüber hinaus wurden die Umsetzung der

vorgesehenen Instrumente des Rechts-
schutzes und der Kontrolle (vor allem Be-
wohnervertretung, Gerichte) sowie das Zu-
sammenwirken der Überprüfungsinstan-
zen mit den Einrichtungen erforscht.

Die Studie wurde im (durch die Corona-
Pandemie verlängerten)2 Zeitraum von No-
vember 2020 bis Oktober 2023 österreich-
weit umgesetzt und realisierte einen metho-
denpluralen Forschungszugang: Neben re-
präsentativen Online-Befragungen zentraler
Berufsgruppen (anordnungsbefugte Fach-
kräfte in Einrichtungen: n=317, Ärzt:innen:
n=38, Bewohnervertretung: n=84, Richter:
innen: n=82 – Erhebungszeitpunkt: Mitte
2021) wurden vertiefende qualitative Fall-
studien in sechs Regionen sowie Längs-
und Querschnittsanalysen vorliegender sta-
tistischer (Melde-)Daten umgesetzt.

Faktoren, die das Ausmaß an
Freiheitsbeschränkungen signifikant
beeinflussen
In fachspezifischer Literatur3 wird darauf
verwiesen, dass auf das Ausmaß freiheitsbe-
schränkender Maßnahmen mehrere Fakto-
ren einwirken, die zudem komplex ineinan-
dergreifen können. Diese Wirkzusammen-
hänge untersuchte die vorliegende Studie
anhand der Befragungsdaten der anord-
nungsbefugten Personen in den Einrichtun-
gen. Konkret wurde über multivariate sta-
tistische Analysemodelle geprüft, welche
einrichtungsbezogenen Faktoren – unter si-
multaner Berücksichtigung der Effekte der
anderen Einflussfaktoren – signifikante Ef-
fekte auf das Ausmaß an Freiheitsbeschrän-
kungen in den Einrichtungen erkennen las-
sen. Dadurch sollte mehr Wissen darüber
generiert werden, durch welche Faktoren
sich eventuelle Unterschiede zwischen den
Einrichtungen, aber teilweise auch Gel-

tungsbereichen und Einrichtungstypen im
Ausmaß der Beschränkungen statistisch er-
klären lassen. Der alte Geltungsbereich um-
fasste dabei Alten- und Pflegeeinrichtungen
sowie Einrichtungen der Behindertenhilfe
(inkl psychosoziale Einrichtungen), aber
nicht die in Krankenanstalten erhobenen
Daten, da dort erstens der Geltungsbereich
personen- und nicht einrichtungsbezogen
ist und andererseits ungenügende Reprä-
sentativität der Daten vorliegt. Der neue
Geltungsbereich deckte sowohl den Sonder-
schulbereich als auch Kinder- und Jugend-
einrichtungen ab.

Wenn ein großer Anteil an
Personen mit hohem Unter-
stützungsbedarf in der Ein-
richtung gepflegt/betreut
wird, ist auch ein höherer
Personenanteil von Frei-
heitsbeschränkungen be-
troffen.

In die unterschiedlichen Analysemodelle
fanden zwischen zehn und 15 potenzielle
Einflussfaktoren (unabhängige Variablen)
Eingang. Im Folgenden werden drei einrich-
tungsinterne Faktoren vorgestellt, die das
Ausmaß an Freiheitsbeschränkungen in
mehreren Modellen signifikant beeinflus-

1 Das Projekt „FRALTERNA“ wurde im Rahmen des Pro-
gramms KIRAS durch das Bundesministerium für Finan-
zen finanziert und von der Österreichischen Forschungs-
förderungsgesellschaft abgewickelt. 2 Gefragt wurde
nach der „normalen“ Arbeitsrealität ohne Pandemiebe-
dingungen, zusätzlich wurden Veränderungen durch
die Pandemie gesondert erfasst. 3 Vgl Köpke/Möhler/Abra-
ham/Henkel/Kupfer/Meyer, Leitlinie FEM – Evidenzbasierte
Praxisleitlinie. Vermeidung von freiheitseinschränken-
den Maßnahmen in der beruflichen Altenpflege (2015);
Meyer/Köpke/Haastert/Mühlhauser, Restraint use among
nursing home residents. Cross-sectional study and pros-
pective cohort study (2009).
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sen und Unterschiede zwischen verschiede-
nen Einrichtungen erklären.

Den stärksten Einfluss zeigt die Bewoh-
ner:innenstruktur bzw das Ausmaß an Un-
terstützungsbedarf, das die Nutzer:innen
der jeweiligen Einrichtung aufweisen:
Wenn in einer Einrichtung ein großer An-
teil an Personen mit hohem Unterstüt-
zungsbedarf gepflegt oder betreut wird,
ist auch ein höherer Personenanteil von
Freiheitsbeschränkungen betroffen. Eine
nach altem und neuem Geltungsbereich ge-
trennte Analyse verdeutlicht, dass sich der
Faktor vor allem im neuen Geltungsbereich
auswirkt, er zeigt aber auch in Einrichtun-
gen der Behindertenhilfe (alter Geltungsbe-
reich) Effekte. Das verweist auf größere Un-
terschiede zwischen den Einrichtungen in-
nerhalb dieser beiden Kategorien. Univaria-
te Datenanalysen legen zugleich dar, dass in
Summe in den Einrichtungen des alten Gel-
tungsbereichs ein signifikant größerer An-
teil der Bewohner:innen von Freiheitsbe-
schränkungen betroffen ist als im neuen
Geltungsbereich.

Ein zweiter deutlich erkennbarer Ein-
flussfaktor bezieht sich auf Wissens- und
Schulungsaspekte in Bezug auf das Perso-
nal: Je mehr Wissens- bzw Schulungsbe-
darf die befragten anordnungsbefugten
Personen bei sich selbst im Bereich Heim-
AufG und damit verbundener Themen
(Freiheitsbeschränkungen, Alternativen
etc) sehen, desto höher ist der Anteil an
von Freiheitsbeschränkungen betroffenen
Personen in der jeweiligen Einrichtung. Die-
ser Einflussfaktor gewinnt vorrangig im al-
ten Geltungsbereich (ohne Krankenanstal-
ten berechnet) Relevanz. Er wird nachfol-
gend nochmals gesondert thematisiert.

Je mehr Wissensbedarf zum
HeimAufG die Anordnungs-
befugten bei sich selbst se-
hen, desto mehr Personen
sind in der Einrichtung von
Freiheitsbeschränkungen
betroffen.

Als dritte Variable erweist sich dieHaltung
zu sedierender Medikation in mehreren
Analysemodellen als annähernd signifikan-
ter Einflussfaktor. Je mehr der Fokus der
Anordnungsbefugten auf den Nachteilen
beruhigender bzw sedierender Medikation
liegt, desto geringer ist der Anteil an von
Freiheitsbeschränkungen betroffenen Per-

sonen in der jeweiligen Einrichtung. Auch
hier gilt das Ergebnis vorrangig für Einrich-
tungen des alten Geltungsbereichs, in denen
medikamentöse Beschränkungen insgesamt
eine größere Rolle spielen. Innerhalb des al-
ten Geltungsbereichs finden solche Maß-
nahmen häufiger in Alten- und Pflegeein-
richtungen als in Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe Anwendung. Das Ergebnis ge-
winnt angesichts des Umstands, dass
medikamentöse Beschränkungen insgesamt
den größten Anteil an allen Beschränkungs-
arten ausmachen, besondere Bedeutung.

Je mehr der Fokus der
Anordnungsbefugten auf
den Nachteilen beruhigen-
der/sedierender Medikation
liegt, desto geringer ist der
Anteil an von Freiheitsbe-
schränkungen betroffenen
Personen.

In Bezug auf beruhigende bzw sedierende
Medikation gilt es auch, ein Analyseergeb-
nis zur Erklärung regionaler Unterschiede
zu berücksichtigen. Die bi- und multivaria-
ten statistischen Analysen sollten auf Basis
der von den Einrichtungen gemäß § 7
HeimAufG gemeldeten Freiheitsbeschrän-
kungen Hinweise darauf liefern, inwieweit
regionale Unterschiede in der Anwendung
von Freiheitsbeschränkungen durch ein-
richtungsexterne Faktoren wie soziodemo-
graphische, sozioökonomische und institu-
tionelle Strukturkennzahlen erklärt werden
können. Unter anderem wurde auch die in
der Berufsgruppenbefragung erhobene Hal-
tung bzw Einstellung der HeimAufG-
Richter:innen gegenüber medikamentö-
sen Maßnahmen mit den regionalen Mel-
dedaten in Beziehung gebracht. Im bivaria-
tenModell wird eine leichte Korrelation mit
dem Prozentanteil an Personen, die in den
meldenden Einrichtungen von Freiheitsbe-
schränkungen betroffen sind, erkennbar,
wenn die (insgesamt oft verzerrenden) Mel-
dedaten aus Krankenanstalten aus der Da-
tenbasis ausgeschlossen werden: Je stärker
die Richter:innen einer Region in beruhigen-
der bzw sedierender Medikation Nachteile
wahrnehmen, desto geringer ist auch der
Anteil der von Freiheitsbeschränkungen be-
troffenen Personen in Einrichtungen dieser
Region. Ein ähnlicher, wenn auch etwas
leichterer Zusammenhang zeigt sich, wenn
die Haltung zu Freiheitsbeschränkungen

insgesamt (und nicht nur zu medikamentö-
sen Maßnahmen) einbezogen wird: Je stär-
ker der Fokus der Richter:innen auf den
Nachteilen von Freiheitsbeschränkungen
liegt, desto niedriger ist der Prozentanteil
betroffener Personen in den Einrichtungen
der Region.

In den multivariaten Modellen werden
diese Effekte allerdings aufgrund der deut-
lich stärkeren Einflüsse der anderen Variab-
len überdeckt und sind statistisch nicht
mehr erfassbar. Dies ist angesichts des Um-
stands, dass nur ein sehr geringer Anteil
von gemeldeten Beschränkungen (rund
1%) auch einer gerichtlichen Überprüfung
zugeführt wird, wenig verwunderlich. Zu-
gleich deutet sich in diesem Ergebnis an,
dass die wenigen gerichtlichen Entscheidun-
gen nach HeimAufG (auf allen Instanzen-
ebenen) erhebliche Ausstrahlungseffekte
auf die Anwendungspraxis in den Einrich-
tungen haben – nicht nur in den überprüf-
ten, sondern darüber hinaus.

Generell erscheint beachtenswert, dass
die Richter:innen – bei beachtlicher Hetero-
genität der Antworten innerhalb dieser Be-
rufsgruppe – im Vergleich zu den anderen
befragten Berufsgruppen am häufigsten der
Ansicht sind, freiheitsbeschränkende Maß-
nahmen seien notwendig und unvermeid-
bar. Sie gehen zugleich durchschnittlich
am stärksten davon aus, dass Unruhe bzw
Agitiertheit oder Schlaflosigkeit am besten
mit beruhigender Medikation behandelt
werden kann. Auch der Aussage, dass bei
zeitweise auftretenden Ausbrüchen bzw
sich zuspitzenden Situationen häufig nur
auf beruhigende bzw sedierende Medika-
tion zurückgegriffen werden könne, stim-
men sie im Schnitt am häufigsten zu – auch
deutlich häufiger, als dies anordnungsbe-
fugte Pflege- bzw Betreuungspersonen tun.

Hinsichtlich der anderen in die multiva-
riaten Analysen einbezogenen Faktoren (zB
Ausmaß an vorhandenen bzw zugänglichen
Alternativen in der Einrichtung, knappe Be-
treuungs- bzw Personalressourcen, Anzahl
regelmäßiger fachlicher Reflexionsstruktu-
ren, Rahmenbedingungen bzw unterstüt-
zende Angebote für Betreuung und Pflege
etc) ist zu ergänzen: Dass sie in den statis-
tischen Modellen keine signifikanten Effek-
te zeigen, bedeutet noch nicht, dass sie sich
nicht auf das Ausmaß an Freiheitsbe-
schränkungen auswirken. Eventuelle Effek-
te dieser Variablen, dh potenziellen Ein-
flussfaktoren, waren lediglich statistisch
nicht erfassbar, weil sie eventuell zu hetero-

ÖZPR 2 | 2024 53

HeimAufG, UbG & Erwachsenenschutzrecht



gen wirken, zu komplexe Wirkzusammen-
hänge aufweisen, durch stärkere Effekte im
statistischen Modell überdeckt werden –

oder tatsächlich nicht von Bedeutung für
das Ausmaß an Freiheitsbeschränkungen
sind. Die nachfolgend vorgestellten multi-
variaten Analysen zum Einsatz von Alter-
nativen lassen zudem erkennen, dass dort
teils andere Faktoren signifikante Effekte
zeigen. Dies liegt insofern nahe, als ein ge-
ringeres Ausmaß an Freiheitsbeschränkun-
gen noch nicht zwangsläufig bedeuten
muss, dass auch mehr Alternativen zum
Einsatz kommen.

Faktoren, die sich auf den Einsatz von
Alternativen auswirken
Analog zu den auf Freiheitsbeschränkun-
gen bezogenen Analysen wurden zu den Be-
fragungsdaten der anordnungsbefugten
Einrichtungsvertreter:innen auch multiva-
riate lineare Regressionsanalysen dazu
durchgeführt, welche Faktoren den Anteil
an in den Einrichtungen eingesetzten Alter-
nativen beeinflussen. Berücksichtigt wur-
den hierbei solche Alternativen zu Be-
schränkungen, die sowohl als relevant für
die eigene Einrichtung bzw die betreuten
Personen eingestuft wurden als auch zu-
mindest häufig angewandt werden. Die Er-
gebnisse verweisen auf folgende Faktoren,
die Unterschiede zwischen verschiedenen
Einrichtungen in der Häufigkeit, in der Al-
ternativen zum Einsatz kommen, statis-
tisch erklären, dh, die sich signifikant auf
den Einsatz von Alternativen bzw gelinde-
ren Mitteln auswirken:

Wieder zeigt sich der Anteil von Men-
schen mit hohem Unterstützungsbedarf
in den Einrichtungen relevant: Wenn ihr
Anteil in einer Einrichtung höher ist, dann
werden nicht nur signifikant mehr Frei-
heitsbeschränkungen gesetzt, auch Alterna-
tiven kommen dann öfter zum Einsatz. In
den vertiefenden statistischen Analysen
wird zugleich erkennbar, dass sich die Ef-
fekte vor allem für den alten Geltungsbe-
reich zeigen. Wie nachfolgend ausgeführt,
weist der neue Geltungsbereich generell ein
höheres Ausmaß an Alternativeneinsatz
auf, dort wirkt sich demnach das Unterstüt-
zungsausmaß weniger auf diesen aus.

Im Unterschied zu den oben dargestell-
ten Ergebnissen zum Ausmaß an Freiheits-
beschränkungen lassen die Betreuungs-
bzw Personalressourcen in Bezug auf Al-
ternativen signifikante Effekte erkennen. In
jenen Einrichtungen, in denen diese Res-

sourcen von den Anordnungsbefugten als
zu knapp bewertet werden, liegt der Anteil
eingesetzter Alternativen signifikant niedri-
ger als bei ausreichend vorhandenen Res-
sourcen. Auch dieses Ergebnis gilt vorran-
gig für den alten Geltungsbereich, und zwar
insbesondere für Alten- und Pflegeeinrich-
tungen.

Die Befragungsergebnisse der anord-
nungsbefugten Personen zeigen in knapp
einem Viertel der Einrichtungen eine
schwierige Personalsituation: 20% schät-
zen die Betreuungs- und Personalsituation
als zu knapp ein, sodass bei Urlauben oder
Krankenständen regelmäßig Probleme ent-
stünden. Weitere drei Prozent der Befrag-
ten gaben sogar an, dass aufgrund der pre-
kären Personallage permanent keine adä-
quate Betreuung möglich sei. Dabei fehlt
den Ergebnissen zufolge in erster Linie Per-
sonal im Assistenzbereich, während bei hö-
her qualifiziertem Personal deutlich weni-
ger Bedarf beobachtet wird. Die größte Lü-
cke im Assistenzbereich zeigt sich in Alten-
und Pflegeeinrichtungen, sie korrespon-
diert mit dem Ergebnis der multivariaten
Analysen, dass vor allem in diesem Ein-
richtungstypus durch Personalmangel we-
niger Alternativen zum Einsatz kommen.
Aber auch im neuen Geltungsbereich wird
öfter Personalknappheit im Assistenzbe-
reich beobachtet. Auf rein deskriptiver Ebe-
ne werden zudem in der nicht repräsentati-
ven Teilstichprobe der Krankenanstalten
beachtliche Personalengpässe erkennbar:
35% der Befragten nehmen bei Urlaub
bzw Krankenstand oder auch permanent
größere Probleme wahr. Auch hier zeigen
sich die Personalprobleme vor allem im As-
sistenzbereich der Pflege.

Auch förderliche bzw positive Rah-
menbedingungen für die Betreuung und
Pflege (hierfür wurden Faktoren wie auf
die Person abgestimmte Pflege- bzw Be-
treuungspläne, Risikoeinschätzung, Sturz-
prävention etc oder die Intensität des inter-
disziplinären Austauschs auf verschiede-
nen Ebenen zu einem Index zusammenge-
fasst) wirken sich signifikant auf das
Ausmaß aus, in dem alternative Maßnah-
men zu Freiheitsbeschränkungen in den
Einrichtungen zum Einsatz kommen: Je hö-
her der Anteil an vorhandenen positiven
Strukturmerkmalen in Betreuung und Pfle-
ge ist, desto häufiger kommen auch Alter-
nativen zum Einsatz. Wieder betrifft der
Effekt vorrangig Einrichtungen des alten
Geltungsbereichs, und zwar sowohl Alten-

und Pflegeeinrichtungen als auch Einrich-
tungen der Behindertenhilfe.

Die Geltungsbereiche und Einrichtun-
gen unterscheiden sich teils erheblich dahin-
gehend, in welchem Ausmaß spezifische
Rahmenbedingungen für Pflege und Betreu-
ung systematisch vorhanden sind. Ein Teil
der Differenzen zwischen altem und neuem
Geltungsbereich sowie Einrichtungstypen
erklärt sich durch unterschiedliche Ziel-
gruppen der Einrichtungen und deren Un-
terstützungsbedarfe, wie am Aspekt der
Richtlinien für die Sturzprävention evident
wird. Manche Differenzen dürften aller-
dings auch vorrangig mit der (zum Befra-
gungszeitpunkt) relativ kurzen Erfahrung
in Einrichtungen für Minderjährige (neuer
Geltungsbereich) mit dem HeimAufG und
dessen noch unvollständiger Implementie-
rung zusammenhängen. In diesen Einrich-
tungen gaben zB nur 44% an, dass regelmä-
ßig überprüfte Richtlinien zu Freiheitsbe-
schränkungen in der Einrichtung vorhan-
den sind.

Die multivariaten Analysen zeigen zu-
gleich aber auch, dass in Einrichtungen
des neuen Geltungsbereichs signifikant
häufiger Alternativen zu Freiheitsbeschrän-
kungen eingesetzt werden als in jenen des
alten Geltungsbereichs. Hier ist – wie oben
ausgeführt – somit das Ausmaß an Alterna-
tiven insgesamt höher, die anderen berück-
sichtigten Faktoren wirken sich weniger da-
rauf aus.

Zusammengefasst lässt sich schlussfol-
gern, dass auf den Einsatz von Freiheitsbe-
schränkungen Wissen und Haltung des
Personals in den Einrichtungen signifikant
einwirken, während der Einsatz von Alter-
nativen durch die in den Einrichtungen vor-
handenen strukturellen Rahmenbedingun-
gen für Betreuung und Pflege stärker beein-
flusst wird. Diese Befunde ergänzen tenden-
ziell die Ergebnisse der qualitativen
Fallstudien, die erkennbar werden lassen,
dass für den Einsatz von Alternativen Per-
sonal- und Zeitaspekte eine besondere Rolle
spielen: Nicht nur die Anzahl der betreuen-
den Personen, auch das Ausmaß der für Be-
treuung und Pflege verfügbaren Zeit, die
zum Teil auch durch entsprechende Ar-
beitsstrukturierung bzw Gestaltung des
Personaleinsatzes beeinflussbar ist, kann
hier positive Wirkungen entfalten. Zudem
werden vor allem jene Alternativen beson-
ders effektiv angewandt, die durch die Ein-
richtung selbst gefunden respektive entwi-
ckelt wurden und bestenfalls auch struktu-
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rell in der Einrichtung implementiert sind
(zB standardisierte Abläufe, systematische
Einbeziehung von Psycholog:innen bzw
Pharmazeut:innen, strukturell umgesetzte
Mobilitätsmöglichkeiten in der Nacht etc).

Herausforderungen bei der Meldung
von Freiheitsbeschränkungen
Einrichtungen haben nach Vornahme einer
Freiheitsbeschränkung diese unverzüglich
der Bewohnervertretung zu melden. Als
häufigste Herausforderung zeigt sich der
Wahrnehmung der Bewohnervertreter:in-
nen zufolge eine zu späteMeldung von Frei-
heitsbeschränkungen durch die Einrichtun-
gen (in Summe 58% der Antworten liegen
bei „sehr häufig“ oder „häufig“), gefolgt von
insgesamt fehlender Meldung eigentlich
meldepflichtiger Maßnahmen (54%). Be-
sonders häufig werden demnach medika-
mentöse Maßnahmen nicht gemeldet: 80%
nehmen bei Dauermedikation häufig Pro-
bleme wahr, 59% in Bezug auf Einzelfallme-
dikation und 53% bei einer Änderung der
Dosis (wenn die Änderung eine beschrän-
kungsrelevante Auswirkung hat). Auch in
Bezug auf subtile, unterschwellige Freiheits-
beschränkungen wie Tapetentüren oder das
Verstellen des Ausgangs zBmit Blumenkis-
ten und bei der Androhung von Freiheitsbe-
schränkungen nimmt ein Großteil der Be-
wohnervertretungen häufig ungenügende
Meldungen wahr.

Mit diesen Ergebnissen korrespondiert,
dass seitens der Einrichtungsvertreter:in-
nen oft Unklarheiten in Bezug auf Melde-
erfordernisse von medikamentösen Maß-
nahmen (sowohl Dauer- als auch Einzel-
medikation, in etwas geringerem Ausmaß
auch bei einer Dosisänderung) genannt
wurden. Dies trifft insbesondere auf den
alten Geltungsbereich und auch auf Kran-
kenanstalten zu, wo solche Beschränkun-
gen eine größere Rolle spielen. Im neuen
Geltungsbereich hingegen bestehen beson-
ders oft Unklarheiten hinsichtlich der Al-
terstypizität von beschränkenden Maßnah-
men. Vergleichsweise oft wurden auch Un-
klarheiten hinsichtlich der Meldung von
freiheitseinschränkenden Maßnahmen ge-
nannt.

Wissens- und Schulungsbedarfe
Der Aspekt derWissens- und Schulungsbe-
darfe soll nochmals etwas detaillierter auf-
gegriffen werden, da ihm für einen rechts-
konformen, dh auf ein möglichst niedriges
Ausmaß reduzierten Einsatz von Freiheits-

beschränkungen in Einrichtungen große Be-
deutung zukommt. Die Befragungsergeb-
nisse verweisen zunächst auf einen hohen
Bedarf an mehr bzw zusätzlichem Wissen:
In Summe nimmt die Hälfte (51%) der
anordnungsbefugten Personen aus den Ein-
richtungen bei sich selbst einen sehr hohen
oder eher hohen Wissens- und Schulungs-
bedarf im Bereich HeimAufG bzw damit
verbundener Themen (Freiheitsbeschrän-
kungen, Alternativen etc) wahr. Zwischen
den Geltungsbereichen und Einrichtungsty-
pen lassen sich keine signifikanten Diffe-
renzen feststellen. Unter den befragten
Richter:innen ist dieserWert noch geringfü-
gig höher: 55% artikulieren bei sich selbst in
diesen Aspekten einen sehr hohen oder eher
hohen Wissensbedarf.

Jene Befragten, die zumindest einen ge-
wissen Schulungsbedarf sehen, wurden
konkret gefragt, zu welchen Inhalten sie
in ihrem Zuständigkeitsbereich insgesamt
einen höheren Wissensbedarf wahrneh-
men. Der häufigste Schulungsbedarf be-
steht der Einschätzung der anordnungsbe-
fugten Pflege- und Betreuungspersonen zu-
folge in Bezug auf Alternativen bzw gelin-
dere Mittel (60%), gefolgt von Schulungen
zu gesetzlichen Bestimmungen und Ver-
fahren im HeimAufG allgemein (53%)
und zu den Auswirkungen und Risiken
von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen
(48%). Vergleichsweise oft wird zudem
noch Bedarf an mehr Know-how zu Ge-
waltdeeskalation bzw -prävention (44%)
sowie zu Haftungsfragen (42%) gesehen.
Bei den genannten Items liegen keine signi-
fikanten Differenzen zwischen den Gel-
tungsbereichen vor. Ärzt:innen sahen bei
sich selbst am häufigsten Schulungsbedarf
in Bezug auf die gesetzlichen Bestimmun-
gen und Verfahren im HeimAufG, Haf-
tungsthemen sowie hinsichtlich krank-
heits- oder behinderungsbezogener Heraus-
forderungen.

Die Bewohnervertretungen nehmen bei
sich selbst zu folgenden vier Bereichen be-
sonders häufig Wissens- und Schulungsbe-
darf wahr: zu Gewaltdeeskalation bzw -prä-
vention (61%), zeitgemäßen Pflege-, Thera-
pie- und Betreuungskonzepten (60%), zu
Praxiswissen aus anderen Disziplinen
(55%) sowie zu Kommunikationshilfen
bzw unterstützter Kommunikation (54%).

Den Selbsteinschätzungen der Richter:
innen zufolge beziehen sich die vermehrt
benötigten Wissensinhalte vor allem auf
außerrechtliches Fachwissen. Solches wird

am häufigsten zu Alternativen bzw gelinde-
ren Mitteln (56%), zeitgemäßen Pflege-,
Therapie- und Betreuungskonzepten
(53%) sowie krankheits- oder behinde-
rungsbezogenen Herausforderungen oder
Risiken (47%) benötigt.

Wirkungen des HeimAufG:
eine Erfolgsgeschichte
Von allen befragten Berufsgruppen werden
in hohem Ausmaß positive Wirkungen des
HeimAufG bzw der Überprüfungen von
Freiheitsbeschränkungen gemäß Heim-
AufG wahrgenommen.

Von allen Berufsgruppen
werden in hohem Ausmaß
positive Wirkungen des
HeimAufG bzw der Über-
prüfungen von Freiheitsbe-
schränkungen wahrgenom-
men.

Insgesamt erfassten 16 Einzelitems mögli-
che Effekte des HeimAufG auf Einrich-
tungsebene. In Summe wurden folgende
acht Items von mehr als zwei Drittel der be-
fragten anordnungsbefugten Pflege- und
Betreuungspersonen aus allen Einrich-
tungstypen als sehr oder eher zutreffend be-
wertet:
n veränderte fachliche Haltung des Perso-

nals (zB gestiegenes Bewusstsein für
Grund- und Freiheitsrechte, positivere
Einstellung zu psychosozialen Alterna-
tiven etc): 78% Zustimmung,

n klarere Standards und Abläufe vor bzw
bei Anwendung von freiheitsbeschrän-
kenden Maßnahmen: 77% Zustim-
mung,

n mehr Sensibilisierung für die freiheits-
beschränkenden Wirkungen sedieren-
der Medikation: 73% Zustimmung,

n gestiegenes Bewusstsein für Grund- und
Freiheitsrechte bei den betreuten Perso-
nen bzw deren Angehörigen und Vertre-
ter:innen: 72% Zustimmung,

n Verbesserung der Lebenssituation be-
troffener Personen: 70% Zustimmung,

n höhere Pflege- bzw Betreuungsqualität
aufgrund vermehrt angewandter Alter-
nativen bzw gelinderer Maßnahmen:
69% Zustimmung,

n mehr Rechtssicherheit (durch Transpa-
renz, Kontrolle der Bewohnervertre-
tung, Amtshaftung etc): 68% Zustim-
mung,
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n vermehrte Thematisierung herausfor-
dernder/schwieriger Pflege- bzw Be-
treuungssituationen (Enttabuisierung):
67% Zustimmung.

Der neue Geltungsbereich weicht hier aller-
dings deutlich ab. Zwar wird überwiegend
bestätigt, dass das HeimAufG zu mehr
Handlungssicherheit führte und das Be-
wusstsein für Grund- und Freiheitsrechte
bei den betreuten Personen bzw deren An-
gehörigen und Vertreter:innen erhöhte. Da-
rüber hinaus wurde aber zum Befragungs-
zeitpunkt (2021) mehrheitlich (noch) nicht
von Verbesserungen durch das Gesetz aus-
gegangen.

Dennoch unterstreichen die Ergebnisse
insgesamt, dass trotz bestehender Heraus-
forderungen in der Umsetzungspraxis die
Wichtigkeit des HeimAufG und der darin
verankerten Regelung und Überprüfung

von Freiheitsbeschränkungen in den Ein-
richtungen im Geltungsbereich des Geset-

zes weitgehend unumstritten ist – und dass
es wirkt.
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Zum Thema

In Kürze
Der Beitrag fasst ausgewählte Ergebnisse einer aktuellen Studie zur Anwendungspraxis von

Freiheitsbeschränkungen im Geltungsbereich des HeimAufG zusammen.
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